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Ausschuss für Planen und Bauen 10.09.2013 beschließend 
 
Sichtvermerke    
BM EB FB I  
    
 
Beratungsg egenstand  
Bebauungsplan Nr. 13 L "Baugebiet östlich des Feldb aches" 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB und Beschluss 
zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2  BauGB sowie der Behörden und sons-
tigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2  BauGB 
 
    
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen der Stadt Ochtrup beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB, den 
Bebauungsplan Nr. 13 L „Baugebiet östlich des Farbbaches“ im beschleunigten Verfahren gemäß 
§ 13 a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzustellen. 
 
Die gemäß § 13 a Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Ziffer 2 und 3 BauGB erforderliche Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt durch Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der berühr-
ten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durch Einholung von Stellungnahmen 
nach § 4 Abs. 2 BauGB. 
 
Wesentliches Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist die Ausweisung von Wohngrundstücken. 
 
Der Geltungsbereich ist im beigefügten Plan zeichnerisch dargestellt und umfasst das Flurstück 
204 tlw., Flur 74, Gemarkung Ochtrup. 
 
Sachdarstellung: 
 
Durch die vorhandene Nachfragesituation bezüglich geeigneter Wohnbauflächen im Bereich der 
Ortslage Langenhorst ergibt sich ein Planungserfordernis zur Bereitstellung von Wohnbauflächen. 
Hinsichtlich der Standortwahl ist herauszustellen, dass es Zielsetzung der Stadt Ochtrup ist, im 
Sinne einer geordneten und nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung, neue Wohnbauflächen in 
Anlehnung an bestehende Siedlungsstrukturen zur Arrondierung vorhandener Baugebiete zu ent-
wickeln. 
 
Umweltrelevanz: 
 
Mit dieser Planung wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben vorbereitet oder begründet, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Es bestehen keine An-
haltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten 
Schutzgüter. 
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Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
 
Die Kosten des Verfahrens sind vom Antragsteller zu tragen. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Von der Ausweisung weiterer Wohnbauflächen in Langenhorst profitieren die nachfolgenden Ge-
nerationen, zumal die bestehende Infrastruktur (Ver- und Entsorgung) genutzt werden kann. 
 
 
Im Auftrage: 
 
 
 
Koke 


